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heute im Präsidium des Gemeindetags:

Gemeinden wollen faire Kostenregelung

für Ganztagsschulen

Stuttgart.   Das Ganztagsschulkonzept der Landesregierung könne nur gemeinsam mit den kommunalen Schulträgern umgesetzt werden. Daher verlangt der Gemeindetag eine gerechte Verteilung der zusätzlichen Kosten. „Wir sind offen für Gespräche, aber die Regierung muss offen sein für unsere Argumente,“ sagte der Präsident des Gemeindetags, Roger Kehle, heute in Stuttgart.

Mittagessen ist Teil des pädagogischen Konzepts

Klärungsbedarf sieht der Gemeindetag beim Mittagessen. Nach dem Konzept der Landesregierung müsse der Schulträger, also die Gemeinde, für die erforderlichen Räume sorgen und die Verköstigung der Schüler organisieren. Dass er auch für eine Aufsicht sorgen soll, geht dem Gemeindetag zu weit. „Das müssen, wie auch die Pausenaufsicht, Lehrer leisten,“ sagte Kehle. „Lehrer sind nicht nur zur Wissensvermittlung da, sie haben auch einen Erziehungsauftrag. Das gemeinsame Mittagessen ist Teil des pädagogischen Konzepts der Ganztagsschule.“

Nicht bei Brennpunktschulen streichen

Mit den zusätzlichen Lehrerwochenstunden für offene Ganztagsschulen komme das Land einer Forderung des Gemeindetags entgegen. „Die zusätzlichen Lehrkapazitäten dürfen aber nicht zulasten der Brennpunktschulen gehen,“ mahnte Kehle. „Es ist nicht einzusehen, dass gerade den Schulen mit den größten pädagogischen und sozialen Herausforderungen Lehrerstunden gestrichen werden.“ Vor allem bestehende Brennpunktschulen dürften nicht schlechter gestellt werden, meint der Gemeindetag.

Schulbezirke geben Planungs- und Versorgungssicherheit

Die Schulbezirke sollen beibehalten werden. Sie seien für die Schulentwicklung und Investitionsplanung unverzichtbar, so der Gemeindetag. Die Nachfrage nach Ganztagsschulen könnte dazu führen, dass sich Schülerströme verlagern. Ein bedarfsgerechter Ausbau dieser Schulform sei aber nur schrittweise finanzierbar. Ein Wettbewerb unter den Schulen durch Aufhebung der Schulbezirke, wie ihn die FDP anstrebe, sei daher auf absehbare Zeit gar nicht möglich.

Die Gemeinden wollen daher, dass ein Schulbesuch außerhalb des für den Wohnort maßgeblichen Schulbezirks wie bisher vom Schulamt genehmigt werden muss. „Bei der Genehmigung können die Anliegen der Eltern und der Schüler, aber auch Kapazitäts- und Kostenfragen berücksichtigt werden. Wenn die Halbtagsschulen im ländlichen Raum ‚ausgehungert’ werden, ist der Schaden für die Allgemeinheit nicht hinnehmbar,“ sagte Kehle. Deshalb sei eine Aufhebung der Schulbezirke frühestens dann diskutabel, wenn wie geplant 40 Prozent der Schulen auf den Ganztagsbetrieb umgestellt seien.
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